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Entschließungsantrag 

der Fraktionen der SPD, FDP 


zur dritten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Steuerreformgesetzes 
— Drucksachen 7/1470, 7/2164 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Steuerreform belastet wegen der vom Bundesrat geforder- 
ten kindergeldrechtlichen Lösung der Reform des Familien- 
lastenausgleichs haushaltswirtschaftlich primär den Bund. Die 
Bundesregierung wird deshalb aufgefordert, unverzüglich mit 
den Bundesländern in Verhandlungen über eine Neufestsetzung 
der Umsatzsteueranteile einzutreten und bis zur Einbringung 
des Bundeshaushalts 1975 den gesetzgebenden Körperschaften 
den Entwurf einer Änderung des Finanzausgleichsgesetzes vor- 
zulegen. Die Umsatzsteueranteile sind zum Ausgleich der sich 
aus der Steuerreform (einschließlich Familienlastenausgleich) 
ergebenden Belastungsverschiebungen ab 1. Januar 1975 so 
festzusetzen, wie es den am 30. November 1973 eingegangenen 
Verpflichtungen von Bund und Ländern (Revisionsklausel) ent- 
spricht. 

Der Bundestag erwartet, daß Bund und Länder in ihren Gesprä- 
chen über die Anwendung der Revisionsklausel die Finanzaus- 
stattung der Gemeinden beim Ausgleich der Belastungsverschie- 
bungen als gemeinsames Anliegen behandeln. 


Bonn, den 5. Juni 1974 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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